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Roman Berger

Fisch und Koder.
Oder warum der Journa-
lismus uberleben muss

Die Konzentration der Medien schreitet voran. Bereits ist die
Lage so, dass Markus Sonumn, der rechte Scharfmacher von der
«Weltwoche» bei der «Basler Zeitung» als Hoffnungstrdger in
der Chefetage gilt, da diese Losung verhindert, dass die BaZ
von der Tamedia geschluckt wird.

Roman Berger analysiert in seinem engagierten Essay die
aktuelle Gefihrdung des unabhingigen Journalismus und
kommt zum Schluss: «Die Information ist ein 6ffentliches Gut
und darf nicht dem Markt iiberlassen werden. Die Journalis-
ten und die Offentlichkeit miissen sich wehren. Sonst ver-
kommt die Demokratie zur Passade.»

¢ «Medien miissen storen statt gefal-
len... die Presse muss Irrtiimer enthiil-
len, Missbrauche anprangern... die Zei-
tung ist nicht nur ein Produkt, ein
Verleger ist mehr als ein Unternehmer. ..
Zeitungen gehoren nicht nur ihrem Be-
sitzer sondern auch der Gesellschaft.».
Hier meldet sich nicht ein linkes Medi-
enblog zu Wort. Der Autor dieser Ge-
danken ist Marc Lamuniére, der Griin-
der von Edipresse. Marc Lamuniére ist
der Vater von Pierre Lamuniére, der
2009 seine Zeitungen dem Ziircher Me-
dienkonzern Tamedia verkauft hat.
Auch der neue Besitzer von Edipres-
se, der mit dem Sprung iiber den Rosti-
graben zum grossten Medienunterneh-
men der Schweiz geworden ist, hat seine
Grundsitze. Im 2010 iiberarbeiteten
Leitbild der Tamedia ist vom Bekenntnis
zur Demokratie, «freier Gesellschaft»,
«liberaler Grundhaltung», einem «viel-
faltigen Angebot fiir unterschiedliche
Bediirfnisse und Interessen» die Rede.
Tamedia sei ein «gewinnorientiertes
Unternehmen» und wolle auch in Zu-
kunft in die «Kernkompetenzen inve-
stieren», heisst es. Lamuniéres mutiges
«Storen statt Gefallen» hat hier aber kei-
nen Platz. Die staatsbiirgerliche Verant-
wortung eines Medienverlegers oder gar
die zentrale Aufgabe der Medien in einer
Demokratie, die «vierte Gewalt», wie sie
der Verleger Lamuniére in einem 1980
publizierten, in der Romandie viel be-
achteten Buch noch deutlich formuliert
hat, werden im Leitbild von Tamedia
nicht einmal andeutungsweise erwihnt.

Ein tristes Szenario

Lamuniére 1980 — Tamedia 2010. Der
Vergleich provoziert die Frage: Welche
Leitbilder werden die Medienverleger
2020 oder 2030 verkiinden. Welche Rol-
le spielt dann noch der Journalismus in
der Demokratie ? Und vor allem: Wor-
iiber wird wie berichtet werden ? Medie-
nexperten entwerfen ein tristes Szenario,
wenn sie gegenwartige Trends extrapo-
lieren: Die noch wenigen iibrig geblie-
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benen Medienkonzerne werden sich auf
europdischer Ebene zusammengeschlos-
sen haben. Sie betreiben Medien dann
nur noch als Nebengeschifte. Die Zei-
tungen und Redaktionen sind national
organisiert. In der Berichterstattung ha-
ben das Lokale und Regionale die euro-
pdische und internationale Berichter-
stattung weiter verdringt. Noch mehr
Menschen beziehen ihre Informatio-
nen aus Gratisprodukten. Qualitats-Zei-
tungen haben zwar iiberlebt, aber nur als
Nischenprodukte eines Elitepublikums.

Hinter den Kulissen funktioniert die
Fernsteuerung des Journalismus durch
PR und PolitmanagerInnen noch besser.
Die Privatwirtschaft hat die Werbung
weiter reduziert und gleichzeitig ihre
Offentlichkeitsarbeit verstirkt. Die Res-
sourcenbasis des unabhiangigen Journa-
lismus ist noch mehr ausgetrocknet. In
ihrem Uberlebenskampfl orientieren
sich die Medien noch starker an Quoten
und Absatzzahlen. Der Medienpopulis-
mus nahrt den politischen Populismus
und umgekehrt. ..

Der Journalismus ist in diesem Sze-
nario zum reinen Signal-Empfianger
und Signal-Ubermittler machtiger Inte-
ressengruppen degeneriert. Es herrscht
die «Postdemokratie»’. So bezeichnet
der bekannte britische Politologe Colin
Crouch ein Gemeinwesen, in dem zwar
noch Wahlen stattfinden und sich Re-
gierungen ablosen, die Mehrheit der
BiirgerInnen aber eine passive Rolle
spielt. Fiir Colin beginnt der «postde-
mokratische» Prozess mit dem Ende des
Kalten Krieges. Damals habe die Demo-
kratie nur vordergriindig gewonnen. In
Wirklichkeit habe mit dem Neolibera-
lismus eine Ideologie obsiegt, die den
Riickzug des Staates durchsetzte. Das
ging auf Kosten der Schwachen, die fru-
striert und desillusioniert in politische
Apathie versinken. Wirtschaftsverbin-
den gelingt es, mit ihren Kommunikati-
onsexperten und Lobbyisten die éffent-
liche Debatte wahrend der Wahlkampfe
zu dominieren. Das von und durch die

Medien inszenierte Dauerspektakel
lenkt von den zentralen Problemen der
Demokratie auf Nebenschauplitze ab.
«Im Schatten dieser Inszenierung wird
die reale Politik hinter verschlossenen
Tiiren gemacht: Von gewihlten Regie-
rungen und Eliten, die vor allem die In-
teressen der Wirtschaft vertreten.»

Noch ist die «Postdemokratie» nicht
Realitit. Doch die noch existierende
Demokratie ndhert sich diesem Zu-
stand. Die Finanzkrise hat das demons-
triert. Thre schamlosen Gewinne konnte
die Finanzwelt nur erzielen, weil sie auf
eine schlecht informierte Offentlichkeit
zdhlen konnte. Und fiir dieses riesige
Geschift mit dem Nichtwissen und jetzt
auch fiir die Befreiung von der Verant-
wortung fiir die Konsequenzen, die die-
se Geschifte ausldsten, dafiir ist der
Journalismus zusammen mit der Politik
verantwortlich. Die Offentlichkeit beob-
achtet, wie zahm die Politik reagiert,
und geht mit Recht davon aus, dass sie
immer noch vieles nicht weiss, weil es
der Journalismus nicht schafft, die Fi-
nanzkrise in ihrer wirklichen politi-
schen Brisanz aufzudecken.

In einer Umfrage zur Vertrauens-
wiirdigkeit von Berufen landet die Ka-
tegorie «Journalisten» in den hintersten
Ringen — zusammen mit den iibrigen
Schlusslichtern: Bankern, Immobilien-
hindlern und PolitikerInnen. Im Anse-
hen der Offentlichkeit ist der Journalis-
mus bereits in der «Postdemokratie»
angelkkommen.

Vom «Bannwald der Demokratie»
zum Mediengeschéft

Noch in den sechziger Jahren war von
der Schweizer Presse als dem «Bann-
wald der Demokratie» die Rede. Darun-
ter verstand man die historisch-poli-
tische Funktion der Zeitungen bei der
ideellen Verteidigung schweizerischer
politischer Kultur wiahrend des Zweiten
Weltkrieges. Inzwischen hat im «Bann-
wald» ein starkes Abholzen stattgefun-
den. Dieses «Waldsterben» war zweifel-
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los im Interesse einer qualitativbesseren
Medienlandschaft. Die Zeitungen haben
sich von ihren einstigen «Sponsoren»,
den Parteien, Konfessionen und Verbin-
den emanzipiert. Der Journalismus wur-
de weniger regierungshérig, kritischer
und professioneller. Die Periode der po-
litischen Offnung (Forumszeitungen)
und qualitativen Steigerung war aller-
dings nur von kurzer Dauer. Inzwischen
haben die Medien im Markt (Werbung)
ihre neue Basis gefunden. Die Medien
wurden Produkte, die politischen Biirge-
rinnen KonsumentInnen. Mit der Kom-
merzialisierung der Medien verloren
auch die Redaktionen an Stellenwert. Die
einstigen Vertreter derin der Schweiz nie
stark entwickelten «4.Gewalt» sind heute
«content-provider» geworden.

Was ein «content provider» ist, um-
schreibt eine Stellenausschreibung der
Newsnetz-Redaktion: «Das Newsge-
schift fasziniert Sie. Mit Technik gehen
Sie virtuos um, die Hektik einer Nach-
richtenredaktion befliigelt Sie, und Sie
sind gewohnt, schnell zu arbeiten. Inte-
ressieren Sie sich zudem fiir Politik im
In-und Ausland, aber genau so fiir Wirt-
schaft. Schrecken Sie vor Wissenschafts-
themen nichtzuriick, und wagen Sie sich
auch mal an leichteren Stoff?» Schon,
wenn sich der Bewerber «zudem» fiir
Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und
natiirlich «leichtere Stofte» interessiert.
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Richtmass fiir diesen online-Journa-
lismus sind die elektronischen Impulse,
welche die Computermiuse ins Medien-
system jagen. Was ankommt und was
sich nicht verkaufen lisst, kdnnen die Re-
daktionen und Verlagsverantwortlichen
auf elektronischen Live-Monitoren ver-
folgen. Diese News-Popularititskurven
der online Portale beeinflussen auch die
gedruckten Informationen.

Der Fisch und der Kéder. Oder: Wenn
der Leser zur Ware wird

Die Gratismedien {online und print)
stellen im «newsbusiness» ein neues
Handelskonzept dar. Die Rollen wurden
vertauscht. Das Wichtigste: Die Leserin,
der User, der sich bisher als Kunde sah,
ist Ware geworden. Kunde ist derjenige,
der die Werbung schaltet. Der Lieferant
ist der Produzent von Informationen
und Unterhaltung, der den Leser, User
an die Werbung verkauft. Was der Kunde
dem Lieferanten abkauft, ist die Zeit des
Lesers eben «20 Minuten» zum Beispiel.
Der Inhalt ist kostenlos, weil er als Koder
dient. Ein treffendes Bild dazu bietet das
Fischen: «Der Angler verlangt vom Fisch
nicht, dass er den Wurm finanziert. Der
Koder wird vom Angler finanziert und
dann vom Abnehmer des Fisches, der
dem Angler seinen Fang abkauft. Ein
hundertprozentiges Geschift.».

Der tagliche «Kéder»-Journalismus
reduziert die Welt auf Skandale, Krisen,
Episoden und moglichst viel Softnews
{People, Vermischtes, Sport). Diese In-
formationen werden nach dem Vorbild
kommerzieller Produkte hergestellt. Der
«Kdder» soll mit einer reisserischen
Schlagzeile rasch die Aufmerksambkeit
des Users fesseln und so konkurrieren-
den Unternehmen die Kundschaft abja-
gen.

Welches Weltbild erhilt die heran-
wachsende Generation, die diesen «K&-
der» taglich konsumiert und in zehn
oder zwanzig Jahren mitten im Erwach-
senenleben stehen wird? Bereits heute
zeigen Untersuchungen, wie sich die
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unter 30-Jahrigen von Themen aus Po-
litik, Wissenschaft, Kultur, Umwelt-
schutz abwenden. Eine Studie des Al-
lensbach Instituts stellt fest, dass sich
«ein grosserer Teil der Bevolkerung auf
Brot und Spiele zuriickzieht und wenig
Interesse an Informationen hat».

«Sagen Sie mir, was ich Sie fragen soll»
Als «Koder»-Produzenten kommt auf
den Newsrooms der Gratismedien eine
ganz neue Generation von schlecht aus-
gebildeten und schlecht bezahlten Jour-
nalistinnen zum Einsatz, sogenannte
«Kindersoldaten», wie sie ein Kollege
bezeichnet hat’. Eine ehemalige Journa-
listin, die jetzt in der Informationsab-
teilung eines Grossverteilers titig ist,
berichtet, wie ein Journalist ein Inter-
view begonnen habe: «Sagen Sie mir,
was ich Sie fragen soll». Der «gemietete
Journalist», News als «product place-
ment» oder «paid content», heisst das
im Jargon der Marketing- und Werbe-
abteilungen. Dort hat man verstanden:
Warum fiir teure Werbung bezahlen,
wenn man viele Botschaften kostengiin-
stiger iiber Redaktionen an die Ziel-
gruppen herantragen kann? Behilflich
bei dieser viel effizienteren und billi-
geren Art von Werbung ist das wachsen-
de Heer von ehemaligen (entlassenen)
Journalistinnen, die ihre Verbindungen
und ihr journalistisches Knowhow hier
viel besser vermarkten kénnen.
Aufden«Kernredaktionen»schrumpft
die Zahl der fest angestellten Journali-
stlnnen, die iiber lingere Zeit eine Ge-
schichte, ein Thema griindlich recher-
chieren kénnen. Die Zeit und der Platz
fiir «Nachzieher», die Bewiltigung von
Skandalen und Krisen fehlen. Die Jour-
nalisten bleiben nicht am Ball, sondern
springen kurzatmig von einem Hype
zum anderen. Die Medien nehmen ihre
Rolle nicht mehr wahr, Moderator und
Motor fiir Veranderungen in der Gesell-
schaft zu sein. Und das ist gefihrlicher
als die Skandale oder die Krise selber.
Der Widerspruch ist offensichtlich:

Wihrend sich eine komplexe Gesell-
schaft immer mehr spezialisiert, ver-
wandelt sich der Journalismus, der diese
Gesellschaft abbilden und analysieren
sollte, in einen billigen Jekami-Laden, in
dem Generalistinnen von allem wenig
und von nichts richtig verstehen.

Der frithere ungarische Dissident
Gyorgy Konrad meint: «Jetzt ist es nicht
mehr die Geheimpolizei, die bei den
Biirgern Gehirnwiasche betreibt, son-
dern die als Abfolge von Moden dahin-
wogende Oberflichlichkeit.» Genau so
entsteht das politische Umfeld der
«Post-Demokratie».

Dazu muss es, dazu darf es nicht
kommen. «Journalismus hat Zukunft»,
lautete die Devise des diesjahrigen Welt-
kongresses der Internationalen Journa-
listInnen Foderation in Cadiz. Die Krise
des Journalismus kann auch als Heraus-
torderung und Chance verstanden wer-
den. Dazu gilt es aber, die Ursachen der
Krise in ihrem ganzen Kontext zu ana-
lysieren und daraus entsprechende Fol-
gerungen zu ziehen. Zuerst von den
JournalistInnen selber.

Das Internet ist nicht der
Hauptschuldige

Die Medienmanager behaupten heute,
das Internet habe die Krise des Journa-
lismus verursacht. Diese These greift zu
kurz. Die ersten Einbriiche erlitt der
Journalismus lange vor dem Siegeszug
des Internets. In den USA zum Beispiel
begann der Zerfallsprozess, als ehema-
lige Verlage im Familienbesitz an die
Borse gingen. Die Profiterwartungen
der Aktionire und nicht mehr die Inte-
ressen der LeserInnen standen jetzt im
Vordergrund*. Der Journalismus verlor
an Glaubwiirdigkeit, weil die Verleger
Redaktionen und Korrespondenten-
netze zusammenzustreichen begannen,
als die Zeitungen noch hohe Gewinne
abwarfen. Die gleiche Entwicklung -
mit einigen Jahren Verspitung — ldsst
sich auch in Europaund der Schweiz be-
obachten. Im Mai 2009 entliess der «Ta-
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ges-Anzeiger» einen Viertel der Redak-
torlnnen. Gleichzeitig setzt die an der
Borse kotierte Tamedia mit 15 bis 20
Prozent Rendite deutlich héhere Er-
tragsziele als andere Medienunterneh-
men in der Schweiz.

Der Journalismus bendétigt Zeit

Das Internet hat die Moglichkeiten der
Kommunikation und den offentlichen
Raum vergrossert, den die demokra-
tische Gesellschaft braucht. Das Inter-
net ist ein hervorragendes Instrument
fitr einen neuen kreativen Journalismus.
In Wirklichkeit hat das gleiche Instru-
ment den Journalismus aber auch in-
strumentalisiert. Die neue Technologie
unterwirft den Journalismus dem glei-
chen Diktat der Kurzfristigkeit wie der
Turbokapitalismus, dessen zerstérende
Wirkung wir erfahren haben. «Instant-
news» ist das Ende der Information und
Nachricht. «Contentprovider», denen
die Zeit und das Gedachtnis fiir Kon-

text fehlen, werden leicht das Opfer
von Spin-Doctors und populistischen
Schreihalsen.

Die Informationsflut im Netz wichst
taglich. Der Cyberspace ist unbegrenzt,
die Cyberzeit, die Fahigkeit des Men-
schen Informationen aus dem Cyber-
space zu verarbeiten, ist es aber nicht.
Die vom Internet diktierte Okonomie
hat bereits massive Verinderungen der
Arbeitswelt (Fragmentierung der Ar-
beit) verursacht. Wielcein anderer Beruf
ist der Journalist vom physischen und
psychischen Druck des Internetsbetrof-
fen. Der franzdsische Philosoph Paul
Virilio hat ein Plidoyer gegen die Dik-
tatur der Geschwindigkeit und fiir eine
Entschleunigung geschrieben. Er for-
derteine «demokratische Geschwindig-
keit», in der zu einer Politilc zuriick-
gefunden werden kann, die Zeitbraucht.
Journalismus, der im demokratischen
Prozesseine zentrale Rolle spielen sollte,
braucht Zeit.

Journal21 - neues Journal alter Journalisten

«Sie haben keinen Abgabetermin und han-
gen nicht von Inseraten ab, denn sie schrei-
ben gratis und wann sie wollen. Sie sind frei
von Sparbefehlen und vom Anklickjourna-
lismus, weil einige von ihnen deren Opfer
sind.» So beschreibt Jean-Martin Blttner
im «Tages-Anzeiger» die privilegierte Situ-
ation seiner ehemaligen Kolleglnnen.

Rund 80 pensionierte oder frihpensic-
nierte Journalistinnen und Journalisten
verdffentlichen seit Mitte September eine
Zeitung im Netz. Journal21 heisst sie. Die
Zahl21stehtfiirdasJahrhundert.Diese neu-
enaltenJournalistinnen haben den Grossteil
ihres Berufslebens im letzten Jahrhundert
verbracht.Und die meisten von ihnen,auch
der Autor, gehdren zur sogenannten «Gol-
denen Generation». FUr uns ging es immer
nur aufwarts: Beim Lohn, bei den Arbeits-
bedingungen. Zum Beispiel als Auslands-
redaktor wochenlang auf Dienstreise, ohne
Produktionsdruck, ohne Handy und Inter-
net.

Genau diese verwohnte Generation kann
jetzt dankdem Netz mit geringem Aufwand

und aus finanziell gesicherter Lage heraus
ein eigenes Mediencrgan aufbauen. Das
mag viele noch aktive Kolleglnnen bitter
stimmen,die im herrschenden Medienstru-
del zu lberleben versuchen.

Journal21r will die bestehenden Medien
nicht konkurrieren — verspricht aber einen
«journalistischen Mehrwert». Das heisst:
Kein Nachrichtenjournalismus, die Aktuali-
tat erganzen, vertiefen, erkldren und kom-
mentieren. Einlosen kann die Netzzeitung
ihr Versprechen aber nur, wenn sie mehr
Recherchen, grosse Reportagen und uber-
raschende Meinungen publizieren kann.
Also genau das, was die Mainstream-Me-
dien nicht mehr bieten.

wlournalz1 kann den bedrohten Quali-
tatsjournalismus nicht retten,ist im besten
Fall ein Nischenprodukt fir Liebhabers»,
meint der Medienexperte Kurt Imhof kri-
tisch. Ich bin gespannt zu erfahren, ob wir
Altherren und -Damen mit unserem «Jour-
nal» auch von Jlingeren und Jungen zur
Kenntis genommen werden.

Roman Berger
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Ein konkretes Beispiel: Die Website
Wikileaks gelangte in den Besitz von
zehntausenden von geheimen Doku-
menten iiber den afghanisch-pakista-
nischen Kriegsschauplatz. Es geniigte
aber nicht, die Dokumente einfach als
«Rohmaterial» ins Netz zu stellen. Erst
durch die wochenlange Recherche und
Aufarbeitung der Redaktionen von «al-
ten» Medien («New York Times», «Gu-
ardian», «Spiegel») entstanden daraus
Nachrichten.

Information, aber nicht nur fiir
die Elite
Die sinkenden Werbeeinnahmen zwin-
gen die Medien, sich noch mehr dem
Markt anzupassen. Die regelmissig er-
scheinenden «Luxus-Beilagen» in der
Tages- und Wochenpresse sind nur ein
Symptom dafiir, wie sich die gedruckten
Medien mehr an der Leserschaft mit ho-
herer Kaufkraft orientieren. Das formu-
liert der CEQ der NZZ, Albert Polo
Staheli so: «Unser Ziel ist Klasse. Wir
miissen uns durch unsere publizistische
Leistung abgrenzen, wir miissen den
Mut haben, auch zu definieren, wen wir
nicht erreichen wollen.»%. Dieses exklu-
sive Geschiftsmodell kann man zur
Kenntnis nehmen. Es drangen sich aber
auch Fragen auf. Zum Beispiel: Wie geht
die N77 mit Informationen um, die sie
erhilt, weil sie eine auf die Elite ausge-
richtete «Klasse»-Zeitung ist? Wihrend
der Finanzkrise, so berichtet der Chef-
redaktor der NZZ, habe seine Zeitung
von der UBS vertrauliche Informati-
onen erhalten, welche die Redaktion in
kritischen Momenten «aus Verantwor-
tungsgefiithl und um den direkten Draht
nicht zu kappen, auch mal unter dem
Deckel halte»®. Hier findet ein Katastro-
phenmanagement ausschliesslich im
Interesse einer Elite statt, die sich gegen-
seitig schiitzt und stiitzt. Opfer sind die
Glaubwiirdigkeit des Journalismus und
die Demokratie.

Kein Zweifel, wer will, hat immer
noch die Moglichkeit, sich eingehend zu

informieren. Dennoch ist der Trend un-
verkennbar. Wie im Gesundheits- und
Bildungssystem droht sich die Gesell-
schaftim wichtigsten Service Public, der
Information, zu spalten: Die Medien
beliefern ihre Zielgruppen je nach Aus-
bildung und Kaufkraft. Fiir die nied-
rigen Bildungsschichten und jiingeren
Menschen mit tiefer Kaufkraft, die «Vox
populi» gibt es nur noch billigen Jour-
nalismus. An das anspruchsvolle Publi-
kum mit hohem Einkommen wendet
sich der «Premium Journalismus». Eine
Demokratie setzt aber voraus, dass sich
eine sehr grosse Zahl von Menschen an
ernsthaften politischen Debatten und
an der Gestaltung der politischen Agen-
da beteiligt und nicht allein passiv auf
Meinungsumfragen antwortet.

Die Information hat ihren Preis, ist
aber nicht einfach eine Ware

Es kam einem Paradigmenwechsel
gleich, wurde aber von der Offentlich-
keit kaum zur Kenntnis genommen.
Verpackt in einem «Ubereinkommen
zum Schutz und zur Férderung der Viel-
falt kultureller Ausdrucksformen» ei-
nigte sich die Unesco-Generalver-
sammlungim Oktober2oosauffolgende
Feststellungen: Medien sind nicht ein-
tach Handelswaren, und der Markt sorgt
nicht von selbst fiir Meinungsfreiheit,
Medienvielfalt und unabhangige Infor-
mation. Erstmals versucht eine interna-
tionale Konvention, volkerrechtlich ei-
nen Rahmen fiir die Anerkennung von
Kultur und Medien als 6ffentliche Giiter
zu schaffen im Kampf gegen die Macht
der internationalen Kommunikations-
und Unterhaltungsindustrie.

Keine Frage, die Unesco Erklirung
ist in der multilateralen Medienpolitik
eine schwache Stimme. Wie bei anderen
UN-Konventionen (etwa den Arbeits-
oder Umweltabkommen) haben in ei-
nem Konlfliktfall die Freihandelsregeln
der Welthandelsorganisation (WTO)
Vorrang, welche die Interessen der Me-
dienkonzerne bevorzugen. Dennoch
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sollte das Dokument der UNeEsco Me-
dienpolitikerinnn, Journalistenorgani-
sationen und all jenen, die Medien nicht
nur als Handelsware verstehen, ver-
mehrt als vertragsrechtliche Referenz
dienen.

Die Information darf nicht dem
Markt iiberlassen werden. Aber der
Journalismus muss auch finanziert wer-
den. Und wer ist bereit, fiir das offent-
liche Gut, die Information, wie viel zu
bezahlen? Das international anerkannte
amerikanische Pew Research Center
prognostiziert folgende Trends: «Die
Werbeeinnahmen, die den Journalismus
im letzten Jahrhundert finanziert haben,
werden in diesem Jahrhundert nicht
ausreichen.» Das gleiche gelte auch fiir
die Internet-Newsportale. Sie wiirden
zwar von immer mehr LeserInnen ange-
klickt, die JournalistInnen in den News-
Portalen erhielten ihren Lohn aber wei-
terhin von den «alten» Medien.

Der Staat muss intervenieren

Gesucht wird ein Geschéftsmodell fiir
Onlinejournalismus, das auch den Qua-
lititsjournalismus finanzieren kann.
Die Werbung zieht zwar mit dem Pub-
likum ins Internet, aber nicht dorthin,
wo journalistische Angebote zu finan-
zieren waren. Zudem zahlt die Werbung
in diesem fliichtigen Medium nur einen
Bruchteil des Preises, mit dem sie die
Printmedien unterstiitzt hat. Die Erfah-
rungen in den USA zeigen, dass das In-
ternet in absehbarerer Zeit oder wahr-
scheinlich nie so viel Einnahmen gene-
rieren kann, um eine ausgebaute
Redaktion in der Grdsse einer Printzei-
tung zu finanzieren. Spenden und phi-
lanthropische Stiftungen, die in den
USA als Liickenbiisser fiir die Rettung
des seridsen Journalismus einspringen,
sind keine nachhaltige Losung. Es
braucht Milliarden, um den Ausfall der
Werbeeinnahmen wieder wett zu ma-
chen. Noch ist nicht klar, wie viel und ob
iberhaupt der User bereit ist, fiir on-
line-Inhalte zu zahlen. Murdochs News

Corporation {Wall Street Journal, Lon-
don Times) aber auch die «New York
Times» und in Europa die Axel Springer
AG wollen ihre Inhalte nicht mehr ko-
stenlos anbieten.

Wie ernst die Krise ist, zeigt die Tat-
sache, dass sich in den USA inzwischen
zwei wichtige Regierungsorgane (Fe-
deral Trade Commission und die Fe-
deral Communications Commission)
mitder Krise des Journalismus befassen.
Zwar ist die Skepsis gegeniiber staatli-
chen Interventionen nach wie vor gross.
Doch auch in den USA wiichst die Uber-
zeugung, dass eine aufgeklarte und ge-
zielt politische Aktion zugunsten des
Journalismus keinesfalls mit einer staat-
lichen Kontrolle iiber den Journalismus
gleichgesetzt werden muss.”

In der Schweiz hat ein «aggressiver
Kommerzjournalismus» (NZZ 11.7.09)
zu einer nie geahnten Medienkonzent-
ration gefithrt. Ganze Regionen werden
nur noch von einem einzigen Multime-
dienhaus informiert. Und es ist abseh-
bar, dass der einstige «Bannwald der De-
mokratie» bald gerade noch von zwei
bisdrei Medienunternehmenbeherrscht
sein wird. Uber alle Parteigrenzen ist
man sich einig, dassim Interesse der De-
mokratie und der féderativ geprigten
Schweiz «neue Rahmenbedingungen»
notwendig sind. Aber wann ist in der
Schweiz etwas so notwendig, dass auch
etwas geschieht?

Unbequeme Fragen an den
Jlournalismus

Wasser, Boden, Klima sind in der Of
fentlichkeit als Herausforderungen un-
serer Gesellschaft erkannt. Warum ist
der Journalismus, warum ist die Infor-
mation, der «Sauerstoff», ochne den die
Demokratie nicht iiberleben kann, noch
kein offentliches Thema? Dieser Frage
miissen sich zuerst die JournalistInnen
selber stellen. Oder anders formuliert:
Wenn der Journalismus eine Zukunft
haben soll, dann muss er sich einmal
selbst so kritisch betrachten wie den
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Rest der Gesellschaft. Was hat der Jour-
nalismus falsch gemacht? Warum ge-
lingt es nicht mehr, relevante und wich-
tige Fragen «unter das Volk» zu bringen.
Qder: Sieht der Journalismus die «rele-
vanten» Fakten einfach nicht mehr?

Von eigentlich «vor-demokratischen»
Zustinden kann man in der Schweizer
Medienbranche sprechen. Seit sechs
Jahren gibt es in dem staatspolitisch so
wichtigen «Gewerbe» keinen Gesamt-
arbeitsvertrag mehr. Die Verleger in der
deutschen und italienischen Schweiz
weigern sich, mit den Journalistenver-
banden an einen Tisch zu sitzen. Der
vertragslose Zustand ist ein wichtiger
Grund, warum sich die Arbeitsbedin-
gungen und Lohne der Journalistinnen
verschlechtert haben.®

Ohne garantierte Information keine
Meinungsfreiheit

«Meinungsfreiheit ist eine Farce, wenn
die Information iiber die Tatsachen
nicht garantiert ist», meinte Hannah
Arendt®. Schon Ende der sechziger Jah-
re stellte die Philosophin und Politolo-
gin fest, wegen der Komplexitit der
weltpolitischen und wirtschaftlichen
Verhiltnisse und der Unmasse an Infor-
mationsanbietern seien BiirgerInnen
und ParlamentarierInnen immer weni-
ger imstande, sich eine auf der Kenntnis
der Tatsachen basierende Meinung zu
bilden. Das gilt heute noch mehr. Méch-
tige in Politik und Wirtschaft haben ein
noch leich-teres Spiel, Meinungen als
Tatsachen auszugeben und unliebsame
Tatsachen als Meinungen darzustellen
und als solche wegzudiskutieren.

Ohne garantierte Informationen gibt
es keine Meinungsfreiheit, ohne Mei-
nungsfreiheit keine Demokratie. Arendt
macht hier auf die politische Schliissel-
rolle des Journalismus aufmerksam.
Wer garantiert 2030 noch «garantierte
Informationen iiber Tatsachen», wer hat
dann noch Zugang zu «garantierten In-
formationen» und wer nicht mehr? Die
Antworten auf diese Fragen beantwor-

ten die Frage nach dem politischen Sys-
tem. Dazu nochmals Colin Crouch:
«Wiahrend die demokratischen Insti-
tutionen formal weiterhin vollkommen
intakt sind, entwickeln sich politische
Verfahren und die Regierungen zuneh-
mend in eine Richtung zuriick, die ty-
pisch war fiir vor-demokratische Zei-
ten. Der Einfluss privilegierter Eliten
nimmt zu, in der Folge ist das egalitére
Projekt zunehmend mit der eigenen
Ohnmacht konfrontiert.»* @

* Colin Crouch. Postdemokratie. Suhrkamp.
Frankfurt am Main. 2008

* Jean-Louis Sagot-Duvuroux. Le Monde Di-
plomatique. Juli 2006

s Umfrage des Ziircher Forschungsbereichs Of-
fentlichkeit und Gesellschaft (fég) zusammen
mit dem Sozial - und Marktforschungsinstitut
Gfs Zirich iiber das Berufsumfeld des Journa-
lismus auf dem Hintergrund des strukturellen
und kulturellen Wandels in der Medienbran-
che. Die Studie kann bei Gfs Ziirich bezogen
werden.

+ Amerikanische Untersuchungen zeigen, wie
bei bérsenkotierten Zeitungsunternehmen die
Auswahl von Entscheidungstrigern im Ver-
waltungsrat und im Management nach ékono-
mischen und nicht nach publizistischen Krite-
rien erfolgt. Dazu: Otfried Jarren und Pascal
Zwicky. NZZ 4. 07 2008

s www.persdnlich.com 26.01.2010

¢ Medienheft. 8.01.2009

7 Die amerikanischen Autoren Robert W. Mec-
Chesney und John Nichols (The Death and
Life of American Journalism. Nation Books.
2010) fordern, die Politik habe durch Gesetze
und Subventionen dafiir zu sorgen, dass lan-
desweit jede Region mit qualitativ hochwer-
tigem Journalismus versorgt werde.

* An einem Gesprich mit Tamedia-Chefre-
daktaren ist Norvartis-Chef Daniel Vasella
gemiss Tamedia Sprecher mit folgendem
Statement aufgefallen: «Medienleute sehen
sich mit immer schwierigeren Arbeitsbedin-
gungen konfrontiert. Oft sind Journalisten
trotz guter Qualifikation und Ausbildung un-
terdurchschnittlich bezahlt.» (persénlich.com
21.6.2010)

* Hannah Arendt. Wahrheit und Liige in der
Politik. Miinchen 1972.

© Colin Crouch. Postdemokratie. Frankfurt
am Main. 2008 S.13

275



	Fisch und Köder. Oder warum der Journalismus überleben muss

